
38 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

9. 9. 1959 

Regierungsvorlage 

Vertrag zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland über 
die gegenseitige Anerkennung und Voll­
streckung von gerichtlichen Entscheidungen, 
Vergleichen und öffentlichen Urkunden in 

Zivil- und Handelssachen. 

Ikr Bundespräsident der Repuhlik österreich 
. und der Präsident der Buqdesrepublik Deutsch­
land sind in dem Wunsche, in Zivil- und Han­
delssachen die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, 
V.ergleichen und öff,entlichen Urkunden zu 
sichern, übereingekommen, hierüber einen Ver-
trag zu schließen. . 

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevoll­
mächtigten ernannt: 

Der B~ndespräsident der Republik österreich 
Herrn DDr. h. c. Dipl.-Ing. Leopold.F i g 1 , 
Bundesminister für die Auswärtigen An­

gelegenheiten, 
und 

Herrn Dr. Otto T s c h ade k, 
Bundesminister für Justiz, 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutsch~ 
land 
Herrn Dr. Carl-Hermann M u eil e r -
Gra a f,außerordentlicher und bevoll­
mächtigter Botschafter der Bundesrepublik 
Deutschland in österreich, 

und 
Herrn Fritz Sc. h äff er, 
,Bundesminister der Justiz, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten folgendes ver­
einbart haben: 

ERSTER ABSCHNITT 
Anerkennung gerichtlicher Entscheidungen, 

Artikel 1 

(1) Die in Zivil- oder Handelssachenergan­
g~nen Entscheidungen der Gerichte des einen 
Staa tes, durch die im streitigen Verfahren oder 
im Verfahren außer Streitsachen (in einem Ver­
fahren der streitigen oder der freiwilligen Ge­
richtsbarkeit) über Ansprüche der Parteien er-

kannt wird, werden im anderen Staat aner­
kannt, auch wenn sie noch nicht rec;htskräftig 
sind. Als Entscheidungen in Zivil- und Handels­
sachen sind auch Urteile anzusehen, die in einem 
gerichtlichen Strafverfahren über Ansprüche aus 
einem Rechtsverhältnis des Zivil- oder Handel~­
rechtes ergangen sind. 

, (2) Für die Anerkennung ist es ohne Bedeu­
tung, oIb die Entscheidung als Urteil, Beschluß, 
Zahlungsbefehl, Zahlungs auftrag, Vollstreckungs­
befehl oder sonstwie benannt ist. 

Artikel :z 
Die Anerkennung darf nur versagt werden, 
1. wenn sie der öffentlichen Ordnung des 

Staates, in dem die Ent~cheidung geltend ge­
macht wird, widerspricht; oder 

2. wenn die unterlegene Partei sich auf das 
Verfahren nicht eingelassen hat, 

a) sofern ihr die Ladung oder die Verfügung, 
durch die das Verfahren eingeleitet wor­
den war, nichtriach dem Rechte des Staates, 
in dem die Entscheidung ergangen ist, zu­
gestellt worden war, oder 

ob) sofern sie nachweist, daß sie von der 
Ladung oder der Verfügung nicht so zeit­
gerecht Kenntnis nehmen konnte, um sich 
auf das Verfahren einlassen, zu können; 
oder , 

3. wenn nach dem Rechte des Staates, in dem 
die ,Entscheidung geltend gemacht wird, die Ge­
richte dieses oder eines dritten Staates kraft 
Gesetzes ausschließlich zuständig waren; oder 

4. wenn für die Entscheidung . lediglich der 
Gerich tsstand des Vermögens gegeben war und 
die unterlegene Partei 

a) entweder sich auf den Rechtsstreit nicht 
eingelassen oder 

b) vor 'Einlassung zur Hauptsache erklärt hat, 
sich auf den Rechtsstreit nur i~ Hinblick 
auf das Vermögen einzulassen, das sich im 
Staate des angerufenen Gerichtes befindet; 
oder . 

5. wenn für die Entscheidung lediglich der 
Gerichtsstand des Erfüllungsortes nach § 88 Ab­
satz 2 der österreichischen Jurisdiktionsnorm -
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Fakturengerichtsstand - gegeben war und die 11. Voll s t r eck u n g re c h t s k ~ ä f ti ger 
unterlegene Partei sich auf den Rechtsstreit nicht E nt sc he i dun gen 
eingelassen hat. 

Artikel 3 

(1) Die Anerkennung darf nimt allein deshalb 
versagt werden, weil das Gericht, das die Ent­
scheidung erlassen hat, nach den Regeln seines 
internationalen Privatrechtes andere Gesetze an­
gewendet hat, als sie nach dem internationalen 
Privatremt des Staates, in dem die Entsmeidung 
geltend gemacht wird, anzuwenden gewesen 
wären. 

(2) Die Anerkennung darf jedoch aus dem im 
Absatz 1 genannten Grunde· versagt werden, 
wenn die Entscheidung auf der Beurteilung eines 
familienrechtlichen oder eines erbrechtlichen Ver­
hältnisses, der Rechts- oder Handlungsfähigkeit, 
der gesetzlimen Vertretung oder der T odeser­
klärung eines Angehörigen des Staates beruht, 
in dem die Entscheidung geltend gemacht wird, 
es sei denn, daß sie auch hei Anwendung des 
internatiotialen Privatrechtes des Staates, in dem 
sie geltend gema mt wird, gerechtfertigt wäre. 

Artikel 4 

Die in einem Staat ergangene Entsmeidung, 
die in dem anderen Staate geltend gemamt wird, 
darf nur daraufhin geprüft werden, ob einer der 
im Artikel 2 oder im Artikel 3 Absatz 2 ge­
nannten Versagungsgründe vorliegt.. Darüber 
hinaus darf die Entsmeidung nimt namgeprüft 
werden. 

ZWE~TER ABSCHNITT 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidllcngen 

I. Allgemeines 
Artikel 5 

(1) Rechtskräftige gerichtliche Entscheidungen, 
die in einem Staate vollstreckbar und' in dem 
anderen Staat anzuerkennen sind, werden in 
diesem Staate n'ach Maßg;libe der Artikel 6 und 
7 vollstreckt. 

(2) Entscheidungen österreichischer Gerimte, 
auf Grund deren in der Republik Osterreich 
Exekution zur Simerstellung bewilligt werden 
könnte, und vorläufig vollstreckbare Entsmei­
dungen von Ge'rimten in der Bundesrepublik 
Deutsmland, die auf eine. Geldleistung lauten, 
werden, sofern sie in dem anderen Staat anzu­
erkennen sind, in diesem 'Staate nach Maßgabe 
der Artikel 6, 8 bis 10 vollstreckt. 

Artikel 6 

Die Bewilligung der Exekution (Die Vollstreck­
barerklärung) 'und die Durmführung der 
Zwangsvoilstreckung richten sich, s'oweit im fol­
genden nichts anderes bestimmt wird, nach dem 
Rechte des Staates, in dem vollstreckt werden 
soll. 

Artikel 7 

(1) Der betreibende Gläubiger hat dem Antrag 
auf Bewilligung der Exekution (Vollstreckbar­
erklärung) beizufügen 

1. ,eine mit amtlichem Siegel oder Stempel ver­
sehene Ausfertigung der Entscheidung, die aum 
die Gründe enthalten muß, es sei denn, dag 
solche nach dem Rechte des Staates, in dem die 
Entscheidung ergangen ist, nicht erforderlich 
waren; 

i. den Namweis, daß die Entscheidung rechts­
kräftig und vollstreckbar ist; dieser Namweis 
ist zu erbringen 

a) bei Entsmeidungen von Gerichten in der 
Bundesrepublik Deutschland durm.· das 
Zeugnis' über die Rechtskraft und durch 
die Vollstreckungsklausel, 

b) bei Entscheidungen österreimischer Ge­
rimte durm die Bestätigung der Remts­
kraft und Vollstreckbarkeit. 

(2) Hat die unterlegene Partei sim auf das. Ver­
fahren nimt eingelassen, so hat der betreibende 
Gläubiger außerdem nachzuweisen, daß die. das 
Verfahren einleitende Ladung oder Verfügung 
der unterlege~en Partei ordnungsgemäß zugestellt 
worden ist; dieser Namweis ist durch eine be­
glaubigte Absmrift der Zustellungsurkunde oder 
durm eine gerichtliche Bestätigung über den Zu­
stellungsvorgang zu erbringen. 

IH. Voll s t r eck u n g n 0 c h n ich t 
rechtskräftiger Entscheidungen 

Artikel 8 

(1) Soll die Entscheidung eines österreichischen 
Gerichtes, auf Grund deren in der Republik 
Österreich Exekution zur Sicherstellung bewilligt 
werden könnte, in der Bundesrepublik Deutsch­
land vollstreckt werden, so hat das Gericht, das 
die Entsmeidung erlassen hat, auf' Antrag des 
betreibenden Gläubigers unter sinngemäßer An­
wendung der österreichischen Exekutionsordnung , 
darüber zu ,beschließen, üb und für welmen Zeit­
raum die Exekution zur Sicherstellung zulässig 
ist; eine bestimmte Exekutionshandlung hat es 
jedoch nicht zu bewilligen. Ist die Zulässigkeit 
der Exekution von der Leistung einer Sicherheit 
abhängig, so ist diese beim österreichismen Ge­
rimt zu erlegen. 

(2) Der Antrag des betreibenden Gläubigers, die 
Entsmeidung des, österreichischen Gerichtes. für 
vollstreckbar zu erklären, kann von dem Gerimt' 
in der Bundesrepublik Deutschland nicht deshalb 
abgelehnt werden, weil der im, Absatz i ge-
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nannte Beschluß, mit dem die Exekution zur 
Sicherstellung für zulässig erklärt wurde, noch 
nicht rechtskräftig. ist. 

Artikel 9 

DRITTER A'BSCHNITT 

Gerichtliche Vergleiche, Schiedssprüche und 
öffentliche Urkunden 

Artikel 11 

3 

(1) Gerichtliche Vergleiche wer.den den rechts­
(1) Der betreibende Gläubiger hat dem Antrag kräftigen gerichtlichen Entscheidungen gleich­

auf ;Bewilligung der Exekution zur Sicherstellung gestellt. 
(Vollstreckbarerklärung) beizufügen 

1. eine Ausfertigung der Entscheidung, die den 
Erfordernissen des Artikels 7 Absatz 1 Z. 1 ent­
spricht; 

2. den Nachweis, daß die Entscheidung der 
unterlegenen Partei ordnungsgemäß zugestelIr 
worden ist; dieser Nachweis ist durch eine be­
glaubigte Abschrift der Zustellungsurkunde oder 
durch eine gerichtliche Bestätigung über den Zu­
stelluI).gsvorgang zu erbringen; 

3. den Nachweis, daß die Entscheidung voll­
streckbar ist; dieser Nachweis ist zu erbringen 

a) hei Entscheidungen österreichischer Ge­
richte durch eine mit dem amtlichen Siegel 
versehene Ausfertigung des im Artikel S 
Absatz 1 genannten .Beschlusses über die 
Zulässigkeit der Exekution zur Sicherstel­
lung und, fall~ eine Sicherheit zu leisten 
war, durch eine gerichtliche Bestätigun; 
über deren Erlag, 

b) bei Entscheidungen von Gerichten in der 
Bundesrepublik Deutschland durch die 
Vollstreckungsklausel und, falls die Voll­
streckung von einer Sicherheitsleistung ab­
hängig ist, durch eine öffentliche oder 
öffentlich heglaubigte Urkunde, aus der sich 
ergibt, daß die Sicherheit geleistet wurde. 

(2) Hat die unterlegene Partei sich auf das Ver­
fahren nicht eingelassen, so hat der hetreibende 
GläUlbiger außet:dem den im Artikel 7 Absatz 2 
geforderten Nachweis zu erbringen. 

Artikel 10 

(1) In der Republik Österreich ist auf Grund 
der im Artikel 5 Absatz 2 genannten Entschei-

. dungen von Gerichten in der Bundesrepublik 
Deutschland nur die Exekution zur Sicherstellung 
zulässig. Einer Glaubhaftmachung der Gefähr­
dung bedarf es jedoch nicht, wenn der beu·ei­
bende Gläubiger die in der Entscheidung gefor­
derte Sicherheit geleistet hat (Artikel 9 Absatz 1 
Z. 3 Buchst. b). 

(2) In der Bundesrepublik Deutschland sind in 
Vollziehung der Vollstreckbarerklärung der. im 
Artikel 5 Absatz 2 genannten Entscheidungen 
österreichiseher Gerichte nut solche Maßnahmen 
zulässig, die der -Sicherung des betreibenden 
Gläuhigers dienen. . 

38 der B.i1a~en 

(2) Der 'betreibende Gläubiger hat dem Antrag 
auf Bewilligung der Exekution (Vollstreckbar­
erklärung) eine mit der Vollstreckungsklausel (Be­
stätigung der Vollstreckbarkeit) und dem amt­
lichen Siegel oder Stempel versehene Ausferti­
gung des Vergleiches "beizufügen. 

Artikel 12' 

(1) Die Anerkennung und die Vollstreckung 
von Schiedssprüchen bestimmen sich nach dem 
übereinkommen, das zwischen be~den Staaten· 
jeweils in Kraft ist. 

(2) Vor einem Schiedsgericht abgeschlossene 
Vergleiche werden den Schiedssprüchen gleich­
gestellt. 

Artikel 13 

(1) Offentliehe Urkunden, die in einem Staat 
errichtet und dort vollstreckbar sind, werden in 
dem anderen Staate wie rechtskräftige gericht­
liche Entscheidungen vollstreckt .. Zu diesen Ur­
kunden gehören insbesonder·e gerichtliche oder 
notarielle Urkunden und die in Unterhaftssachen 
von einer Verwaltungsbehörde - Jugendamt -
aufgenommenen Verpflichtungserklärungen und 
Vergleiche. . 

(2) Der hetreibende Gläubiger hat dem Antrag 
auf Bewilligung der Exekution (Vollstreckbar­
erklärung) eine mit amtlichem Siegel oder Stempel 
versehene Ausfertigung der öffentlichen Urkunde 
beizufügen. 

VIERTER ABSCHNITT 

Besondere Bestimmungen 

Artikel 14 

(1) Dieser Vertrag ist nidlt anzuwenden 

1. auf Entscheidungen in Ehesachen' und In 

anderen Familienstandssachen; 

2. auf Entscheidungen in Konkursverfahren 
und in Ausgleichsverfahren (Vergleichsverfahren); 

3. auf einstweilige Verfügungen oder einst­
weilige Anordnungen und auf Arreste. 

(2) Dieser Vertrag ·ist jedom anzuwenden auf 
solche einstweilige Verfügungen oder einstweilige 
Anordnungen, ·die auf Leistung des Unterhaltes 
oder auf eine andere Geldleistung lauten. Diese 
Titel werden wie rechtskräftlige gerichtliche Ent­
scheidun;;en vollstreckt. 

2 
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Artikel 15 

Die' österreichischen Börsenschi:edsgerichte sind 
Gerichte im Sinne dieses Vertrages in den Strei­
tigkeiten, in -denen sie ohne Rücksicht auf einen 
Schiedsvertrag zur Entscheidung zuständig sind. 
Soweit ihre Zuständigkeit auf einem Schieds­
vertrag beruht, sind sie alS' Schiedsge6chte an­
zu&ehen. 

Artikel 16 

Der betreibende Gläubiger, dem von dem 
Gericht -des Staates, in dem die Entscheidung er­
gangen ist, das Armenrechchewilligt worden ist, 
genießt ohne weiteres das Armenrecht auch für 
die Vollstreckung im anderen Staate. 

Artikel 17 

bt eine Sache vor dem Gericht-_ -eines Staates 
streitanhängig (rechtshängig) und wird die Ent­
scheidung in dieser Sache in dem anderen Staat 
anzuerkennen sein-, so hat ein Gericht dieses 
Staates in einem Verfahren, ·das bei ihm wegen 
desselben Gegenstandes und zwischen denselben 
P:!Jrteien später anhängig wird, die Ents,cheidung 
abzulehnen. 

Artikel 18 

Dieser Vertrag berührt nicht die Bestimmun­
gen anderer Verträge, die zwischen beiden Staa­
ten gelten oder gelten werden ,und die für be­
sondere Recbtsgebiete die Anerkennung und 
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, 
Schiedssprüchen oder öffentlichen Urkunden 
regeln. 

Artikel 19 

(1) Dieser Vertrag ist nur auf Exekutionstitel 
(Schuldtitel) anzuwenden, die nach dem 31. De­
zember 1959 entstanden sind. 

(2) Auf Exekutionstitel (Schuldtitel), die eine 
Verpflichtung zur Leistung eines gesetzlichen 
Unterhaltes zum Geg·enstand haben, ist dieser 
Vertrag für die nach dem 31. Dezember 1959 
fällig werdenden Leistungen auch dann anzuwen­
den, wenn der Exekuoionstitel (Schuldtitel) in 
der Zeit vom 1. Mai 1945 his zum 31. Dezember 
1959 entstanden ist. 

Artikel 20 

Soweit in anderen Verträgen hinsichtlich der 
Vollstreckung von Exekut:ionstiteln (Schuld­
titeln) auf den Vertrag über Rechtsschutz und 
Rechtshilfe vom 21. Juni 1923 verwiesen wil'd, 
treten die entsprechenden Bestimmungen dieses 
Vertrages an dessen Stelle. 

FüNFTER ABSCHNITT 
Schluß bestimmungen 

Artikel 21 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, 
sofern ni,cht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Bundesregierung der 
Republik Osterreich innerhalb von drei Monaten 
nach dem Tage des Inkrafttretens des Vertrages 
eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 22 

(1) Dieser Vertrag bedarf de~ Ratifizierung. 
Die Ratifikationsurkunden sollen so bald. wie 
möglich in Bonn ausgetauscht werden. 

(2) Der Vertrag tritt dreißig Tage nach dem 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Artikel 23 

Jeder der beiden St~aten kann den Vertrag 
kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach 
dem Zeitpunkt wirksam, an dem sie dem anderen 
Staate notifiziert wurde. 

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen 
Bevollmächrigten diesen Vertrag unterschrieben 
und mit Siegeln verseh~n. 

Geschehen zu Wien, am 6. Juni 1959, in zwei 
U rs.chriften. 

Für die Republik österreich: 

Leopold Figl 

Otto Tschadek 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

C. Hermann Mu~ller-Graaf 
Fritz Schäffer 
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Erläuternde Bemerkungen 

I. Allgemeines. 

1. Der im Jahre 1923 zwischen der Republik 
österreich und dem Deutschen Reich abgeschlos­
sene Vertrag über Rechtsschutz und Rechtshilfe, 
BGBl. Nr.' 138/1924 (im folgenden als "Vertrag 
1923" bezeichnet), regelte in den Artikeln 1 
bis 18 den Rechtsschutz und die Rechtshilfe, in 
den Artikeln 19 und folgenden die Vollstreckung 
der beiderseitigen gerichtlichen Exekutionstitel. 

Nach der .Okkupation Osterreichs im März 
1938 wurde die Vollstreckung der Exekutions­
titel, die im Geltungsgebiet der deutschen Reichs­
Zivilprozeßordnung entstanden sind, im öster­
reichischen Rechtsgebiet, und der österreichischen 
Exekutionstitel im Geltungsgebiet der deutschen 
Reichs-Zivilprozeßordnung durch die Verord­
nung zur einheitlichen Regelung der Vollstrek­
kung von Titeln in den verschiedenen Rechts­
gebieten des Großdeutschen Reiches vom 16. Jän­
ner 1940, DRGBl. I Seite 176 (sogenannte Schuld­
titelverordnung), geregelt. 

Nach der Wiederherstellung eines unabhän­
gigen österreich im Jahl'e 1945 wurde der Ver­
trag 1923 nicht wieder angewendet; dies insbe­
sondere .deswegen, weil wegen der besonderen 
Verhältnisse des ehemaligen Deutschen Eigen­
tums eine Vollstreckung deutscher Ext<$utions­
titel in Osterreich nicht' in Betracht gezog·en 
werden konnte und auch' die anfänglich unge­
klärte staatsrechtliche Situation Deutschlands 
einer 'Wiederanwendung entgegenstand. Es trat 
vielmehr vorerst ein ungeklärter Zustand ein. 

Mit Bundesgesetz vom 28. Februar 1947, BGBl. 
Nr. 70, über die Aufhebung von reichsrecht­
lichen Vorschriften auf dem Gebiet des Voll­
streckungsrechtes wurde die vorerwähnte Schuld­
titelverordnung aus dem Jahre 1940 rückwirkend 
mit 27. April 1945 aufgehoben und angeordnet, 
daß für Exekutionstitel, die bis zum 27. April 
1945 vollstreckbar geworden, und für alle Exe­
kutionen, die bis zum ~. Mai 1945 bewilligt 
worden ·sind, die hisherigen Vorschriften anzu­
wenden sind. Daraus ergab sich, daß später 
entstandene deutsche Eexekutionstitel - da 
Einverständnis bezüglich der' Nichtanwendbarkeit 
des Vertrages 1923 bestand - in österreich nicht 
vollstreckbar sind. Dasselbe gilt für die Voll­
streckung österreichischer· Exekutionstitel m 
Deutschland. 

2. Nachdem der Rechtshilfeverkehr (Zustel­
lungen und Beweisaufnahmen) bereits seit dem 
Jahre 1946 durch Vermittlung zuerst der Be-, 

satzungsmächte, später des Bundesministeriums 
für Justiz und der deutschen Landesjustizmini­
sterien aufgenommen worden war und schließlich 
der unmittdbare Verkehr der Gerichte mitein­
ander seit Anfang des Jahres 1952 wieder ein­
geführt wurde (siehe Er~aß vom 5. J~nner 1952, 
JAB!. Nr. 2, betreffend 'den Rechtshilfeverkehr 
mit Deutschland), hat sich durch ,die Wieder­
aufnahme und Verstärkung der wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen Osterl'eich und der 
Bundesrepublik Deutschland' ein steigendes Be­
dürfnis nach gegen~eitiger Vollstreckung gericht­
licher E,ntscheidungen ergeben. 

Nach Regelung äer vermögens rechtlichen Be­
ziehungen zwischen österreich und der Bundes­
republik Deutschland durch den Vertrag vom 
15. Juli 1958, BGBl. Nr. 119, konnte an die 
Regelung der rechtspolitischenBez'iehungen zwi­
schen ·den beiden Staaten geschritten werden. 

'3. Von einer bloßen Wiederanwendung des 
Vertrages 1923 wurde jedoch aus mehreren 
Gründen abgesehen. 

a) Es hatte stich als unpraktisch erwiesen, das 
Gebiet der Rechtshilfe und ,das der Voll­
streckung von Exekutionstiteln in ein e m 
einzvgen Vertrag zu regeln, da die Zwangs­
vollstreckung ausländischer Titel in Krisen­
zeiten weitaus größeren Bedenken begegnen 
kann als die bloße Rechtshilfe. Es wäre 
gera,de im Verhältnis zur Bundesrepublik 
Deutschland die Wiederanwendung der 
Rechtshilfebestimmungen (Art. 1 bis 18) 
schon seit Jahren möglich gewesen, wäh­
rend die Regelung der Vollstreckung aus 
dem oben bezeichneten Grund erst seit 
Mitte ,des Jahres 1958 in Betracht kam. Es 
werden daher von österreich gesonderte 
Verträge über die Rechtshilfe einerseits und 
über die Anerkennung und Vollstreckung 
von Titeln anderseits bevorzugt. 

h) Der Vertrag 1923 ist seinerzeit dem Na­
tionalrat zur Genehm~gung nicht vorgelegt 
worden. Dabei wurde hinsichtlich der 
Vollstreckungsbestimmungen von der An­
nahme ausgegangen, daß § 84 ,der Exeku­
tionsordnung, der sich auf die Zulassung 
abweichender Anordnungen in Staats­
verträgen oder Regierungserklärungen be­
schränkt, eine hinreichende gesetzliche Er­
mächtigung für die im Vertrag enthaltenen 
exekutionsrechtlichen Bestimmungen, so-
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weit sie von den §§ 80 bis 83 oder 'von 
sonstigen 'Hestimmungen ,der Exekutions­
ordnung abweichen, darstelle. Nach dem 
heutigen Stand der Lehre un,d der Recht­
sprechung kann diese Ermächtigung jedoch 
nicht als eine hinreichende gesetzliche 
Grundlage im Sinne des Art. 18 Abs. 2 
B-VG. für den Abschluß von Staatsver­
trägen auf Regierungsebene angesehen 
werden. Ein Staatsv,ertrag, der über die 
Exekution auf Grun'd im Ausland errich­
teter Akte und Urkunden von den §§ 80 
bis 83 oder von sonstigen Bestimmungen 
der Exekutionsordnung abweichende Re­
gelungen trifft, muß demnach als gesetz­
ändernd bezeichnet werden. Sollte nun der 
auch die Zwangsvollstreckung regelnde 
Vertrag 1923 wieder angewendet werden, 
so wären eirrige Modifikationen unerläßlich. 
Diese Änderungen müßten im Sinne der 
vorstehenden Ausführungen jedoch dem 
Nationalrat zur Genehmigung vorgelegt 
werden, weil sie gesetzändernd wären. Der 
Vertrag 1923 selbst kann aber vom Na­
tionalrat nicht mehr genehmigt werden, 
weil eine solche Genehmigung nur vor der 
Ratifikation möglich ist. Die Wi~deranwen­
dung des Vertrages 1923 würde also dazu 
führen, daß wohl die Änderungen dieses 
Vertrages vom Na tionalrat genehmigt 
würden, daß aber der Vertrag selbst nach 
wie vor dieser Genehmigung entbehren 
müßte. 

Es wurde ,daher vereinbart, die im Vertrag 
1923 geregelten Materien in zwei neue Verträge 
aufzuspalten und zwar in eine Vereinbarung 
zwischen der Bundesregierung der Republik 
österreich und ,der Regierung der Bundesrepu­
blik Deutschland zur weiteren Vereinfachung 
des . rechtlichen Verkehrs nach dem Haager 
Prozeßübereinkommen 1954, sowie in den vor­
liegenden Vollstreckungsvertrag. Da das vom 
Nationalrat ,genehmigte Haager Prozeßüberein­
kommen ('BGBL Nr. 91/1957) Ermächtigungen 
für abweichende Vereinharungen enthält,' die 
genau umschrieben sind, bedurfte die Zusatz­

vereinharung nicht der Genehmigung des Na­
tionalrates; wohl aber ist ,diese Genehmigung 
nach den obigen Ausführungen für den Voll­
streckungsvertrag erforderlich. 

4. Was den Inhalt dieses Vollstreckungsvertra­
ges anlangt, so lag ursprünglich der Gedanke 
nahe, die Bestimmungen des Vertrages 1923, 
Art. 19 ff., in einen neuen Vertrag möglichst un­
verändert zu übernehmen. Hievon wurde jedoch 
aus folgenden Gründen abgesehen: 

a) Der Aufbau der exekutionsrechtlichen Be­
stimmungen des Vertrages 1923 ist über­
holt; so' wird die Anerkennung erst im 
Anschluß an die Vollstreckung geregelt 

(Art. 35). Es sollte jedoch entsprechend 
der heute üblichen Systematik mit der 
Anerkennung begonnen (siehe Art. 1 bis 4 
des neuen Vertrages) und danach erst die 
Zwangsvollstreckung, die ledrglich eine der 
Wirkungen der Anerkennung ist, geregelt 
werden (siehe Art. 5 ff.). 

b) Der Vertrag 1923 enthält zahlreiche Be­
stimmungen, die nicht in einen völker­
rechtlichen Vertrag gehören, so zum Bei­
spiel die Bestimmung über die sachliche 
Zuständigkeit zur ;Exekutionsbewilligung , 
(Art. 20); solche Bestimmungen sollten dem 
innerstaatlrchen Redlt vorhehalten bleiben. 

c) Die Anerkennung und Vollstreckung aus­
ländischer Entsch,eidungen wird im Vertrag 
1923 von der Rechtskraft der Entscheidung 
abhängig gemacht (Art. 19); es sollten 
jedoch, einer modernen Tendenz ent­
sprechend, auch schon vorläufig vollstreck­
bare Entscheidungen auch im anderen Staat 
vollstreckt werden können. 

11. Hemerkungen, zu den einzelnen Artikeln: 
A. Art. 1 bis 4: In diesen Artikeln wird die, An­

erkennung der Titel geregelt. 

Zu Art. 1: 

Dieser enthä1t den wesentlicheri G run d­
s atz des Vertrages: Es werden die in Zivil­
und Handelssachen ergangenen Entscheidungen 
anerkannt, und zwar sowohl die des streitigen' 
Verfahrens als auch solche des außerstreitigen 
Verfahre,ns (im deutschen Recht als "Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit" bezeichnet), 
sofern tiber "Ansprüche der Parteien" erkannt 
wird. Nicht darunter fallen also Entscheidungen 
in streitigen Verfahren wenn es' sich nicht um 
einen Anspruch von Parteien gegeneinander, 
sondern um Gestaltungsansprüche gegen den 
Staat handelt, so insbesondere die im Art; 14 
besonders erwähnten Entscheidungen in Ehe­
sachen und anderen Familienstandssachen; von 
den Entscheidungen im Außerstreitverfahren 
entfällt daher die große Gruppe der Entschei­
dungen, in denen kein Zweiparteienverhältnis 
vorliegt, wie bei Vormundschafts sachen, Ent­
mündigungssachen, Kraftloser klärungssachen 
(Abs. 1 Satz 1). 

Unter Entscheidungen sind ,nicht nur Urteile 
und Beschlüsse, sondern auch Zahlungsbefehle, 
Zahlungsaufträge, insbesondere auch die im in­
ternationalen Verkehr wichtigen Wechselzah­
lungsaufträge, deutsche Vollstreckungs'befehle 
und sonstige Entscheidungen ohne Rücksicht dar­
auf, wie sie benannt sind, zu verstehen (Abs. 2). 

Auch die in Strafurteilen enthaltenen zivil­
rechtlichen Entscheidungen (§§ 365 ff. StPO., so­
genanntes Adhäsionsverfahren) sind Exekutions­
titel im Sinne des Vertrages (Abs. 1 Satz 2). 
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Anerkannt werden nicht nur rechtskräftige 
Entscheidungen, sondern auch solche, gegen die 
noch ein Rechtsmittel zulässig oder bereits er­
griffen worden ist. Solche Entscheidungen der 
Gerichte des anderen Staates haben daher im 
Inland dieselbe Wirkung wie inländische nicht 
rechtskräftige Entscheidungen, ,eine nicht rechts­
kräftige Entscheidung eines deutsdIen Ge­
richtes kann also in österreich - nach den be­
sonderen Bestimmungen des Zweiten Abschnittes 
III. Unterabschnitt, Grundlage einer Exekution 
zur Sicherstellung sein. 
Zu Art. 2: 

Art. 2 enthält - neben Art. 3 Abs. 2 - den 
Katalog der Tatbestände, bei deren Vorliegen 
die Anerkennung versagt wird. Völkerrechtlich 
handelt es sich hiebei um das Recht des Staates, 
die Anerkennung zu versagen, wenn einer die­
ser Versag'ungsgründe vorliegt; die Bestimmung 
sagt aber noch nicht, daß bei Vorliegen eines Ver­
sagungsgnindes nacli innerstaatlichem Recht die 
Anerkennung' versagt werden muß. Die Versa­
gung nach innerstaatlichem Recht ergibt sich 
daraus, daß in einem solchen Fall die im § 79 
EO. geforderte Gegenseitigkeit mangeh. 

Zu den einzelnen Versagungsgründen ist folgen­
des zu bemerken: 

Zu Z. 1: Z. 1 enthält einen in allen Verträgen 
dieser Art vorgesehenen Versagungsgrund gegen­
über Entscheidungen der Gerichte des einen 
Staates (Erststaat), nämlich den des Verstoßes 
gegen die öffentliche Ordnung des Staates, in 
dem die Entscheidung geltend gemacht wird 
(Zweitstaat), zum: Beispiel, wenn ein nach inner­
staatlichem Recht unklagbarer Anspruch aus 
Spiel oder Wette im anderen Staat mit Erfolg 
eingeklagt worden war und das Urteil in öster­
reich vollstreckt werden soll. 

Prozessuale Versagungsgründe enthalten die 
Z. 2 bis 5. 

Zu Z.' 2: Z. 2 behandelt den Fall, daß eine 
Entscheidung ohne Anhörung der unterlegenen 
Partei ergangen ist, zum. Beispiel Versäumungs­
urteil im Zivilprozeß. Eine solche Entscheidung 
wird in folgenden Fällen nicht anerkannt: 

a) Die das Verfahren einleitende Ladung oder 
Verfügung ist nicht nach dem Rechte des 
Erststaates zugestellt worden, zum Beispiel 
wenn eine -:- zu eigenen Handen zuzustel­
lende - Klage einer dritten Person aus­
gehändigt worden war. Unter "Recht des 
Staates ... " sind auch die Staatsverträge, 
die bei Zustellung in e~nem dritten Staat 
von Bedeutung sind, zu verstehen (anders 
Art. 25 Abs. 3 Z. 2 Vertrag 1923, wonach 
ausdrücklich nicht im Wege der Ersatz­
zusteHung oder öffentlichen Zustellung zu­
gestellt worden sein durfte und außerdem 
der Versagungsgrund nur zugunsten eines 
inländischen Beteiligten galt).' 
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Das Nichtvorliegen dieses Versagungs­
grundes hat der betreibende Gläubiger 
durch Vorlage einer Bestätigung über den 
Zustellungsvorgang dar.zutun (siehe Art. 7 
Abs. 2). 

b) Es kann sich aber auch ergeben, daß zwar 
der Zustellungsvorgang gesetzmäßig, die 
Frist zur Einlassung aber so kurz war,. 
daß die Partei ihre Rechte nicht mehr 
wahrnehmen konnte, zum· Beipiel, wenn 
die Partei nach der Lage des einzelnen 
Falles riicht mehr die Möglichkeit hatte, 
rechtzeitig einen Vertreter zu bestellen. 

Dieser Versagungsgrund, bei dem es 
entscheidend auf die Umstände des einzel­
nen Falles ankommt, ist, anders als nach 
lit. a, vom Verpflichteten nachzuweisen. 

Diese beiden Versagungsgründe (a und b) lie­
gen jedoch dann nicht vor, wenn sich die unter­
legene Partei auf das Verfahren eingelassen hat. 

Zu Z. 3: Ein Versagungsgrund liegt auch vor, 
wenn nach dem Rechte des Zweitstaates dessen 
Gerichte aus s c h li e ß li c h zuständig waren 
(so auch Art. 25 Abs. 2 Z. 1 des v.ertrages 1923); 
ferner aber auch dann, wenn nach dem Rechte 
des Zweitstaates die Gerichte eines d r i t te n 
Staates ausschließlich zuständig waren; diese Zu­
ständigkeit muß jedoch kraft Gesetzes gegeben 
sein, um nicht die vereinbarte Zuständigkeit 
(Prorogation) einzubeziehen, etwa in den häu­
figen Fällen, in denen die Parteien, ohne die 
Vollstreckungsmöglichkeiten zu berücksichtigen, 
auf das Gericht eines dritten Staates prorogiert 
haben. Durch eine solche Prorogation soll die 
Anerkennung der im Zweitstaat ergangenen Ent­
scheidung nicht verhindert werden; hat zum 
Beispiel ein österreichischer Kaufmann, der auch 
in der Bundesrepublik Deutschland eine Nieder­
lassung hat, mit einem französischen Kaufmann 
einen Vertrag geschlossen, wobei .Patis als aus­
schließlicher Gerichtsstand vereinbart wird, und 
wird in der Bundesrepublik Deutschland ein Ur­
teil gegen ihn erwirkt, so kann dieses Urteil in 
österreich vollstreckt werden, dagegen ein fran­
zösisches Urteil nach der derzeitigen Rechtslage 
nicht. . 

Zu Z. 4 und 5: Der sonst in Vollstr~ckungs­
verträgen übliche Zuständigkeitskatalog - An­
führung der Gerichtsstände (zum Beispiel Wohn­
sitz oder Niederlassung des Beklagten, Ort der 
Schadenszufügung), bei deren Bestand die aus­
ländische Entscheidung anerkannt wird - fehlt. 
Es sind vielmehr grundsätzlich alle Gerichtsstän~ 
de zugelassen und wird nur der Vorbehalt für 
ausschließliche Gerichtsstände gemacht (Z. 3). 
Diese Lösung, die schon der Vertrag 1923 ange­
nommen hatte, ist dadurch gerechtfertigt, daß 
die Zuständigkeiten der österr·eichischen Juris­
diktionsnorm und die der deutschen ZPO. sich 
vielfach decken und die Abweichungen nicht allzu 
bedeutsam sind. 
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Bloß der sowohl dem österreichischen als auch 
dem deutschen Recht bekannte Gerichtsstand des 
Vermögens (Z. 4) sowie. der nur dem österrei­
chischen Recht bekannte Fakturengerichtsstand 
(Z. 5) schließen grundsätzlich die Anerkennung 
e;ner im Erststaat nur auf Grund dieser inner­
staatlichen Zuständigkeitsnorm ergangenen Ent­
scheidung im Zweitstaat aus. (Ebenso Art. 25 
Abs. 3 Z. 3 des Vertrages 1923.) In beiden Fällen 
liegt jedoch dieser Versagungsgrund dann nicht 

. vor, wenn sich die unterlegene Partei auf den 
Streit eingelassen hat. Beim Gerichtsstand des 
Vermögens besteht auch noch die Möglichkeit, 
daß die unterlegene Partei vor Einlassung in die 
Hauptsache erklärt, sich auf den Rechtsstreit 
nur im Hinblick auf das Vermögen einzulassen, 
das sich im Erststaate befindet; hiefür waren fol­
gende Erwägungen maßgebend: 

Würde, wie für den Fakturengerichtsstand, 
lediglich festgesetzt, daß bei Nichteinlassung das 
Urteil im anderen Staate nicht anerkannt bei 
bei Einlassung aber anerkannt wird, so wär~ der 
auf Grund des Vermögensgerichtsstandes Be­
klagte gezwungen, entweder sich nicht ,einzu­
lassen, das heißt sich kontumazieren zu lassen 
und damit sein im Gebiet des Erststaates ge­
legenes Vermögen dem exekutiven Zugriff aus­
zusetz·en oder aber sich einzulassen und auch 
sein im Gebiet des Zweitstaates befindliches Ver­
mögen der Exekution - im Falle sei~es Unter­
liegens - zu unterwerfen. Es kann: nun sein, 
daß der Beklagte sich auf den Rechtsstreit ein­
lassen will, weil er ihn zu gewinnen hofft, für 
den Fall seines Unterliegens aber einen Zugriff 
auf sein im Zweitstaat gelegenes Vermögen aus­
schließen will, den Prozeß also sozusagen nur 
mit dem· Risiko für sein im Erststaat liegendes 
Vermögen führen will. Daher wurde eine Art 
"exceptio incompetentiae internationalis" zu­
gelassen, die im PPOz·eß zu protokollieren ist, 
für diesen selbst aher keine Bedeutung hat, wohl 
aber im Falle des Unterliegens die Exekution 
auf das Gebiet des Erststaates beschränkt. 

Zu Art 3: 

Danach soll die Anwendung anderer Gesetze 
durch den Erststaat als der Gesetze, die nach dem 
internationalen Privatrecht des Zweitstaates an­
zuwenden gewesen wären, nur dann einen Ver­
sagungsgrund bilden, wenn es sich um familien­
rechtliche oder personenrechtliche Verhältnisse 
handelt; dies aber auch nur dann, wenn die Ent­
sch.eidung nach dem Rechte des Zweitstaates un­
rich tig ist. 

Ist aber trotz Anwendung eines anderen als 
des Rechtes, das im Zweitstaat angewendet wor­
den wäre, das Ergebnis dasselbe (falscher Weg, 
richtiges Ergebnis), so entfällt der Versagungs­
grund.' ~ 

Hier wurde als'O für gewisse Verhältnisse von 
besonderer Tragweite eine Sonderregelung ge-

schaffen, wie auch schon im Vertrag 1923 (Art. 25 
Abs. 3 Z. 1). Es wurde versucht, durch eine 
neue Formulierung, insbesondere durch die Tei­
lung in zwei Absätze, dies.e Bestimmung leichter 
verständlich zu machen. ' 

Ein Beispiel ist folgender Fall: Ein deutsches 
Gericht hat einen 2b1/2 Jahre alten österreichi­
schen Staatshürger, der auch die schweizerische 
Bundesbürgerschaft besitzt und in der Schweiz 
lebt, als voll handlungsfähig behandelt, weil er 
nac.~ sch~eizerischem Recht schon voiljährig ist . 
Nach österreichischem Recht, das auf die Frage 
der Handlungsfähigkeit eines österreichisch­
schweizerischen Doppelbürgers österreichisches 
Recht anwendet, ist diese Person noch minder­
jährig; der von ihr geschlossene Vertrag hätte 
also der Einwilligung des ehelichen Vaters be­
durft (§ 152 ArBGB.). Es ergibt sich also eine 
andere Lösung als nach deutschem, Recht. 

Dieselbe Lösung - und damit der Entfall des 
Versagungsgrundes - ergibt sich aber, wenn der 
minderjährige österreicher durch den Vertrag 
im Rahmen seines' eigenen Arbeits·einkommens 
verfügt hat (§ 151 ABGB.). 

Zu Art. 4: 
Eine Prüfung der Entscheidung ist nur hin­

sichtlich des Vorliegens einer der im Art. 2 oder 
Art. 3 Abs. 2 genannten Versagungsgründe ge­
stattet, und zwar, wie sich aus dem Fehlen einer 
Einschränkung ergibt, nicht nur in rechtlicher, 
sondern auch in tatsächlicher Beziehung. Wurde 
zum Beispiel nach den Entscheidungsgründen ein 
Darlehen zum Ankauf von Möbeln gegeben und 
wird im Widerspruch gegen di,e Bewilligung der 
Zwangsvollstreckung behauptet, daß es zu Spiel­
zwecken gegeben wurde (Art. 2 Z. 1) oder wurde 
die Ladung zwar mit dem Namen des· unter­
legenen Bek~agten unterzeichnet, behauptet die­
ser aber anläßlich der Zwangsvollstreckung, daß 
ein dritte,:r die Unterschrift gefälscht hat (Art. 2 
Z. 2), so können diese tatsächlichen' Behaup- < 

tun gen überprüft wer.den. 

B. Art. 5 bis 10: In diesen Artikeln wird die 
V~llst.reckung geregelt, wobei Art. 5 und 6 ge­
meinsame Bestimmungen enthalten, Art. 7 die 
Vollstreckung rechtskräftiger, Art. 8 bis 10 die 
Vollstreckung nicht rechtskräftiger Entschei­
dungen betrifft. 

Zu ,Art. 5: 

Dieser spricht den Grundsatz aus, daß sowohl 
rechtskräftige als auch nicht rechtskräftige Titel, 
soweit sie anzuerkennen sind, im anderen Staat 
nach Maßgabe der riachfolg.enden entsprechenden 
Bestimmungen vollstreckt werden können. Für 
die nicht rechtskräftigen Titel wurde zum Aus-

. druck gebracht, daß für österreichische Titel die 
Voraussetzungen einer Exekution zur Sicher­
stellung gegehen seiri müssen, während deutsche 
Titel vorläufig yollstreckba·r sein und auf eine 
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Geldleistung lauten müssen. D~mit sind jene 
deutschen Titel ausgeschlo.ssen, die zwar vor­
läufig vo.llstreckbar sind, aber nicht auf eine. 
Geldleistung lauten. 

Zu Art. 6: 

Grundsätzlich richten sich die B,ewilligung und 
die Durchführung der Exekution nach dem 
Rechte des Vollstreckungsstaates, so.weit nicht die 
folgenden Bestimmungen etwas anderes besagen 
(So. Art. 10 Abs. 2). 

Zu Art. 7: 
Hier werden die Unterlagen aufgezählt, welche 

die betreibende Partei beizubringen hat. 

Zu Z. 1: Entscheidungsgründe sind dann nicht 
erfo.rderlich, wenn das innerstaatliche Recht 
solche nicht verlangt, so bei Versäumungsurteilen 
in g,ekürzter Form und Zahlungsaufträgen. 

Zu Z. 2: Hier wird ausdrücklich gesagt, wie 
der Nachweis, daß die Entscheidung rechtskräftig 
und vollstreckbar ist, zu erbringen ist,. und zwar 
sowohl für das deutsche als auch für das öster­
reichische Recht, da diesbezüglich formelle Ver­
schiedenheiten bestehen. 

Außer diesen nach Abs. 1 stets vorzulegenden 
Unterlagen ist im Falle der Nichteinlassung der 
unterlegenen Partei - also. bei Versäumungs­
urteiien sowie bei Zahlungs aufträgen, gegen die 
keine Einwendungen, und bei Zahlungsbefehlen, 
gegen die kein Widerspruch erhoben wurde -
die Zustellung der Klage oder ,des Antrages nach­
zuweisen i(Abs. 2). 

Zu Art. 8: 
Jene österreichischen Titel, die .in Österreich 

zu einer Exekutiün zur Sicherstellung führen 
können, sind auch in der 'Bundesrepublik 
Deutschland vüllstreckbar. Da aber dem öster­
reichischen Recht eine Bestätigung der vorläufi­
gen Vüllstreckbarkeit, die dem deutschen Recht 
bekannt ist, fehlt, mußte ,ein Zwischenverfahren 
vor dein österreichischen Gericht eingeschaltet 
werden. In diesem hat das österreichische Gericht 
unter Zugrundelegung der §§ 370, 371 und 371 a 
EO. darüber zu entscheiden, ob auf Grund eines 
sülchen Titels die Exekutio.n zur Sicherstellung 
zulässig ist; hiebei ist im Sinn des § 375 Abs. 1 
EO. der Zeitraum anzugeben, für dessen Dauer 
die Sicherung gewährt wird, und im Falle d·es 
§ 371 a EO. eine Sicherheit aufzuerlegen. Eine 
solche Sicherheit ist beim österreich ischen Gericht 
zu erlegen. Dagegen hat das österreichische Ge­
richt keine bestimmte Exekutiünshandlung im 
Sinne des § 374 EO. zu bewilligen. Dies ist Sache 
des deutsch.en Gerichtes, weil die Exekutiüns­
handlung im deutsch,en Machtbereich vürzu­
nehmen ist (Abs. 1). 

Der Antrag auf Vollstrecl~barerklärung kann 
inder Bundesrepubli'k Deutschland schün gestellt 
werden, bevo.r der Beschluß des österreich ischen 
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Gerichtes rechtskräftig gewürden ist. Andernfalls 
würde die' Exekution zu sehr verzögert und der 
betreibende Gläubiger inso.fern benachteiligt, als 
die Exekutiün grundsätzlich vor Rechtskraft des 
Bewilligungsbeschlusses vüllzogen werden kann. 
Auch ist zu beachten, daß für deutsche Titel die 
einfache B,estätigung der vürläufigen Vüllstreck­
barkeit, die unverzüglich zur Erwirkung der Exe­
kutiün zur Sicherstellung in österreich führt, 
genügt (Abs. 2). 

Zu Art. 9: 
Dieser zählt die Unterlagen auf, welche die 

betreibende Partei einem Antrag auf Bewilligung 
der Exekutiün zur Sicherstellung anzmchließen 
hat; hiebei enthalten die Z. 1 süwie der Abs. 2 
lediglich eine Verweisung auf die entsprechenden 
Bestimmungen des Art. 7. Hingegen sind die 
Erfürdernisse der Z. 2 und 3 besünders aus­
geführt, weil sie von den Erfürdernissen bei 
rechtskräftigen Titeln abweichen. 

ZuZ. 2: Nach österreichisch,em Recht wäre 
ein sülcher Nachweis entbehrlich, da' bei Be­
willigungder Exekution zur Sicherstellung die 
v.üraussetzung, ob der Titel ürdnungsgemäß zu­
gestellt wurde, auf jeden Fall geprüft werden 
muß; doch kann ein sülcher Nachweis nach deut­
schem Recht nicht entbehrt werden. 

Zu Art. 10: 
Abs. 1 behandelt die Vollstreckung vürläufig 

vüllstreckbarer deutscher Titel in österreich. Das 
österreichische Gericht hat diesen Titel darauf 
zu prüfen, üb, falls er ein österreichischer Titel 
wäre, die Exekutiün zur Sicherstellung nach den 
Bestimmungen der Exekutionsordnung zulässig 
ist. Ist dies der Fall, dann hat es die Exekution 
zur Sicherstellung zu bew,illigen, und zwar auf 
Antrag des betreibenden Gläubigers jede nach 
der Exekutiünsürdnung für die Exekution zur 
Sicllerstellung vorgesehene Exekutionsart (§ 374 
EO.). 

Ist danach die Exekution zur Sicherstellung 
von der Glaubhaftmachung der Gefährdung ab­
hängig, -so. bedarf ,es einer solchen nicht, wenn 
im deutschen Titel die vorläufige Vüllstreckbar­
keit vüm Erlag einer Sicherheit abhängig gemacht 
und diese Sicherheit beim deutschen Gericht 
hinterlegt worden ist (Abs. 1). 

Abs. 2 behandelt die Vüllstreckung vo.n no.ch 
nicht rechtskräftigen Entscheidungen österrei­
chischer Gerichte in der Bundesrepublik Deutsch­
land. Danach sind in Deutschland nur solche 
Vüllstreckungsmaßnahmen zulässig, die' der 
Sicherung des betreibenden Gläubigers dienen, 
also insbesondere Pfändung beweglicher Sachen 
und die sogenannte Arresthypothek. Darrtit ist 
ausgeschlossen, daß auf Grund sülcher Titel in 
der Bundesrepublik Deutschland Exekutiün zur 
Befriedigung geführt werden kann, wie dies nach 
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deutschem Recht auch für vorläufig vollstreck­
bare Titel der Fall ist; die Exekution in der 
Bundesrepublik Deutschland entspricht also in 
diesem Fall weitgehend der Exekution zur Sicher­
stellung nach österreichischem Recht. 

C. Art. 11 bis 13 regeln im Anschluß an die 
Vollstreckung der gerichtlichen Entscheidungen 
die der Vergleiche, der Schiedssprüche und öffent­
lichen Urkunden. 

Zu Art. 11: 
Dieser stellt die gerichtlichen Vergleiche' all­

g.emein den rechtskräftigen gerichtlich:n Ent­
scheidungen gleich. Unter diese Bestlmmung 
fallen daher auch die im Außerstreitverfahren 
abgeschlossenen Vergleiche. Die Einschränkung 
des Art. 32 Z. 1 des Vertrages 1923 auf die vor 
einem bürgerlichen Gerich t im stremgen Ver­
fahren geschlossenen Vergleiche ist damit weg­
gefallen. 

Vor Jugendämtern abgechlossene Unterhalts­
v.e~gleiche fallen unter Art. 13 (öffentliche Ur­
kunden). 

Abs. 2 enthält die formellen Vor:lJussetzungen 
für die Vol1streckunggerichtli<:her Vergleidte. 

Zu Art. 12: 
Die Anerkennung und die Vollstreckung von 

Schiedssprüchen bestimmen sich derzeit nach dem 
zwischen der Republ'ik Österreich und der Bun­
desrepublik Deutschland in Kraft stehenden Gen­
'fer Abkommen zur Vollstreckung ausländischer 
Schiedssprüche vom 26. Septembe'r 1927, BGBl. 
Nr. 343/1930, (Mitteilung über die Wiederan­
wendbarkeit im Verhältnis zur Bundesrepublik 
Deutschland siehe JAB!. 1952, Seite 45); sobald 
dieses Abkommen zwischen den beiden Staaten 
durch' das in New York geschlossene überein­
kommen über die Anerkennung und Voll­
streckung ausländi·scher Sdtieds'Sprüche vom 
10. Juni 1958 ersetzt sein wird, tritt letzteres 
an dessen: Stelle (Abs. 11). 

Dies müßte eigentlich nicht besonders gesagt 
werden .und wur.de vor allem deshalb aufge­
nommen, weil die Schiedsvergldche in iden hei­
den vorgenannten Abkommen nicht berücksich­
tigt s,ind. Es war daher ihre GleichstelLung mit 
den Schiedssprüchen erforderlich, um sie in die 
Regelung einzubeziehen. 

Zu Art. 13: 
Dieser regelt die Vollstreckung auf Grund 

öffentlicher vo'llstreckbarer Urkunden. Der 
Deutlichkeit halber wurde ausdrücklich gesagt, 
daß unter öff·entlichen Urkunden auch die vor 
den J.ugen:dämtern aufgenommenen Verpflich­
tungser klärungen und Vergleiche zu verstehen 
sind. Unter gerichtlichen Urkunden sind insbe­
sondere die Verpflichtungserklärungen nach 
§ 794 Abs. 1 Z. 5 der deutschen ZPO. zu ver­
stehen. 

Abs. 2 enthält die formellen Voraussetzungen 
für die VoNstreckung. 

D. Art. 14 bis 20 enthalten verschiedene Be­
stim~ungen, die in einem Vierten Ab!>chnitt 
zusammeng.efaßt w.urden. 

Zu Art. 14: 
Wie schon der Vertrag 1923 (Art. 36 Abs. 2 

Z. 2) ist auch dieser Vertrag nieht anzuwenden 
auf Ehe- und andere Familienstandssachen (letz­
tere sind u. a. Rechtsstreitigkeiten, welche die 
Bestreitung der ehelichen Abstammung betreffen), 
·auf Entscheidungen in Konkurs- und Ausgleichs­
verfahren, sowie auf einstweilige Verfügungen 
oder Anordnungen: und auf die deutschen Arreste 
(so auch Art. 19 Abs. 1 Satz 2 des Vertrages 1923). 
Hingegen sind die Bestimmungen des Vertrages 
anzuwenden auf einstweilige Verfügungen, die 
auf eine Gddleistung lauten, also ,die Bestim­
mung eines einstweilen zu leistenden Unterhalts 
nach § 382 Z. 8 EO., da ein solcher Beschluß 
seinem Wesen nach keine .einstwdlige Verfügung 
darstellt, sondern die Unterhaltsleistung fi.;r 
einen begrenzten Zeitraum regelt. 

Zu Art. 15: 
Hier wird ausdrücklich klargestellt, daß die' 

österreichischen Börsenschiedsgerichte Gerichte im 
Sinne dieses Vertrages sin:d, wenn es sich um Strei­
tigkeiten handelt, in denen sie ohne Rücksicht auf 
einen Schiedsvertrag zur Entsche~dung zuständig 
sind (Zwangszuständigkeit, siehe auch Art. 19 
Abs. 2 Vertrag 1923). 

Ferner wird klargestellt, ·daß Entscheidungen 
der Börsenschiedsgerichte, soweit die Zuständig­
keit auf einem Schiedsvertra.g beruht,als Schied·s­
sprüche zu vollstrecken sind. 

Im ersten Fall sind somit auf die VoUstreckung 
.die Bestimmungen: dieses Vertrages anzuwenden, 
in letzterem Falle ist das Genfer Abkommen zur 
VoUstreckung ·ausländischer Schiedssprüche, be­
ziehungsweise das New Y.orker übereinkommen 
über die gegenseitige Anerkennung und Voll­
streckung ausländischer Schiedssprüche, sobald es 
zwischen den beiden Staaten in Kraft getreten 
sein wir;d, anzu\Venden. 

Zu Art. 16: 
Aus Zweckmäßigkeitsgrünld'en wird ·der Partei, 

'der von dem Gericht ,des Erststaates das Armen,. 
recht bewilligt worden ist, dieses ohne weiteres 

. auch für das Vollstreckungsverfahren im Zweit­
staat eingeräumt. 
Zu Art. 17: 

Die Frage, ob ein Prozeß, der .in einem Staat 
anhängig gemacht wUl'de, die Durchführung des 
Rechtsstreites ,über di.eselbe Sache und zwis·chen 
denselben Personen im anderen Staat hindert, ge­
hört nicht' unmittelbar in den Bereich ,der Aner­
kennung und der Vollstreckung der Entsmeidun­
gen der Gericl1te; doch besteht ein enger Zusam~ 
menhang, weil die in einem zwischens·taatlichen 
Abkommen festgesetzte - grundsätzEdte - An-
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erkennung und V ollstredmng von a usländismen 
Entscheidungen ein inländisches Verfahren ·dann 
überflüssig macht, wenn .die ausländische Ent­
scheidung anzuerkennen und Zu vollstrecken 
sein wfrd. 

Die Rechtslehre {so Sperl, Lehrbuch der bür­
geJ'lichen Rechtspflege, S~ite 831, Pollak, System 
des österreichischen Zfvilprozeßrechtes, 2. Auf­
lage, I. Teil, Seite 389) und die Rechtsprechung 
(siehe die in der Manz'schen großen Ausgabe der 
Zivilprozeßordnung, 11. Auflage - 1954 - zu 
§ 233 ZPO. unter Nr. 1 angeführten Entschei­
dungen) stehen auf dem Standpunkt, daß die in 
einem anderen .Staat begründete Streitanhängig­
keit auch im inländischen Rechtsbereich wirkt, 
wenn die zu erwartende ausländische Entscheidung 
im Inland anzuerkennen und zu vollstrecken 
sein wird. Schon nach der gegenwärtigen Rechts­
lage begründet daher auch der ausländische Pro­
zeß unter den bezeichneten Voraussetzungen 
Streitanhängigkeit im Inland, die wie sons~ von 
Amts wegen wahrzunehmen ist (§ 240 Abs. 3 
ZPO.). 

Diese Regelung konnte in dem gegenständ­
lichen Vertrag aufgenommen und damit gegen­
übh der Bundesrepublik . Deutschland bindend 
festgelegt wel1den, weil die Zuständigkeitstat­
bestände in den beiden Staaten in großen Zügen 
übereinstimmen, weshalb auch der sonst übliche 
Zuständigkeitskatal'Og entfallen konnte, und weil 
auch die Grundzüge des Verfahrens gleichartig 
sind. Auch wird die Frage, ob die Entscheidung 
eines Gerichtes des einen Staates im anderen an­
zuerkennen sein wir.d, wegen der besonderen 
Behandlung der Zuständigkeitsfrage bei der An­
wendung dieses Vertrages, weniger Schwierig­
keiten machen, als im Verhältnis zu anderen 
Staaten, bei denen die Anerkennung und die 
Vollstreckung der beiderseitigen Entscheidungen 
wegen der meist größeren Unterschi~de in den 
Zuständigkeitstatbeständen nur bei Vorliegen 
einer im Vertrag festgelegten Zuständigkeit in 
Betracht kommt. 

Durch diese Regelung werden die Sch.wierig­
keiten beseitigt, die sich ergeben könnten, wenn 
über denselben Anspruch in beiden Staaten Pro­
zeSse geführt werden. Solche Parallelpr'Ozesse 
kommen nur ausnahmsweise in Betracht, etwa 
wenn in dem einen Staat auf 'Grund de:s Vermö­
gensgerichtsstandes alllein geklagt wurde und der 
Beklagte die in Art. 2 Z. 4 lit. b vorgesehene Er-
klärung abgegeben hat. . 

Bemerktsotl noch wel1den, daß eineeinstwei­
lige Verfügung in dem einen Staat bei Anhängig­
keit ',des Rechtsstreites in dem anderen ohne 
Setzung einer Frist für die Anbrirrgung einer 
Klage zu bewilligen sein wird, weil die zwischen­
staatlich wirkende Streitanhängigkeit eine Klage 
im Inland als unzulässig, ~egen de'r Wirkung ,des 
zu erwartenden ausländischen Urteiles im Inland 
aber auch als überflüssig erscheinen läßt. 

11 

Zu Art. 18: 
Dieser regelt das Verhältnis des Vertrages zu 

anderen Verträgen, ·denen beide Staaten ange­
hören oder angehören werden und die für be­
sondere Rechtsgebiete die Anerkennung und die 
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidunge'h, 
Schiedssprüchen oder öffentlichen Urkunden re­
geln, in dem Sinn, daß s'Olche Verträge, die für 
das Spezialgebiet andere 'Oder geringere Voraus­
setzungen für die Vollstreckung der ausländi­
schen Entscheidung aufstellen, unberührt b[eiben. 

Solche übereinkommen für besondere Rechts­
gebiete sind im Verhältnis. zur Bundesrepublik 
Deutschland gegenwärtig ,der Art. 18 des Haager 
übereinkommens über den Zivilprozeß vom 
Jahre 1954, BGBL Nr. 91/1957 (VoHstreckbar­
erklärung der Kostenentscheidung gegen den 
unterlegenen Kläger) sowie Art. 55 § 1 des CIM 
und des CIV (Verträge über Beförderung von 
Fracht und Personen mit der Eisenbahn)~ BGBI. 
Nr. 30 und 31/1956. 

Zu Art. 19: 
Danach ist der Vertrag nur auf Exekutions­

titel anzuwenden, die nach dem 31. Dezem­
ber 1959 entstanden sind. Eine Einbeziehung der 
seit April 1945 entstandenen Titel kam deshalb 
nicht in Betr3icht, weil Vollstreckungsverträge 
nach ,der weitaus überwiegenden St'aatenpraxis 
nicht zurückwirken, doch wur,de, um den betei­
ligten Kreisen möglichst bald Klarheit' zu geben, 
ein fester, voraussichtlich in ,der Nähe des Zeit­
punktes des Inkrafttretensdes Vertrages liegen­
der Stichtag festgesetzt. 

Eine Ausnahme gilt für ,Exekutionstitel, die 
eine Verpflichtung zur Leistung des gesetzlichen 
Unterhaltes betreffen. Diese können für die nach 
dem 31. Dezember 1959 fällig werdenden Lei­
stungenauch dann' vollstreckt werden, wenn' der 
Exekutionstitel in der Zeit vom 1. Mai 1945 bis 
zum 31. Dezember 1959 entstanden ist. Diese 
Bestimmung dient dem besonderen Schutz ,der 
unterhaltsberechtigten Personen. 

Zu Art. 20: 
Um zu verhindern, daß nach Inkrafttreten des 

gegenständlichen Vertrages noch für den Bereich 
anderer Verträge, in denen hinsich didl der V'011-
streckung von Exekutionstiteln auf den Vertrag 
1923 verwiesen wil'd, dieser wei,ter angewendet 
werden muß, wird bestimmt, daß, die Bestim­
mungendes gegenständlichen Vertrages an. die 
SteHe des Vertrages 1923 treten. So wird im 
sogenannten Straßendurchgangsabkommen, BGBI. 
Nr. 241/1957, Art. 15 Abs. 3 nunmehr auf die 
entsprechenden Bestimmungen des gegenständ­
lichen Vertrages zu beziehen sein. 

E. Art. 21 bis 23 enthalten die in Verträgen 
dieser Art üblichen Schlußbestimmungen und die 
in Verträgen mit der Bundesrepublik Deutsch­
land erf'Orderliche sogenannte Berlinklausel. 
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